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KURZ KOMMENTIERT
Jahreswirtschaftsbericht

Ehrgeizige Ziele

Der Jahreswirtschaftsbericht 1980 zeichnet ein noch 
recht günstiges Bild der wirtschaftlichen Entwicklung in 
diesem Jahr. Zwar rechnet auch die Bundesregierung 
mit einer deutlichen Verlangsamung der konjunkturel­
len Auftriebskräfte, enwartet aber immerhin noch ein 
Wachstum des realen Bruttosozialprodukts um reich­
lich 2Vz % (1979: 4,4 %). Sie geht ferner davon aus, 
daß es gelingt, die Arbeitslosenquote etwa auf dem Ni­
veau des Vorjahres zu halten und den Anstieg der Ver­
braucherpreise auf 4 V2 % (1979: 4,1 %) zu begren­
zen.

Angesichts der derzeitigen weltwirtschaftlichen Risi­
ken ist eine solche Zielprojektion sicherlich ehrgeizig. 
Viel wird davon abhängen, wie die Auswirkungen der 
erneuten Qipreisexplosion weltweit bewältigt werden. 
Die Bundesregierung gibt sich verhalten optimistisch, 
daß eine zu starke Dämpfung der Konjunktur in den In­
dustrieländern mit entsprechenden Rückwirkungen auf 
den deutschen Export vermieden werden kann. Dies 
kommt auch in der Investitionsschätzung zum Aus­
druck. So wird trotz der außenwirtschaftlichen Risiken 
von einer weiterhin relativ kräftigen Investitionstätigkeit 
ausgegangen. Die immer noch recht günstigen Kon­
junkturerwartungen der Unternehmen stützen diese 
Annahme. Endgültig werden die Weichen hier jedoch 
erst in der laufenden Lohnrunde gestellt. Zu hohe Ta­
rifabschlüsse könnten -  behielte die Bundesbank ih­
ren monetären Kurs bei -  die Erwartungen Umschla­
gen lassen. Die Zielprojektion des Jahreswirtschafts­
berichts könnte sich dann bald als zu ehrgeizig erwei­
sen. ew

Energiepolitik

Zweites Kolilezeitalter

Die Bundesregierung hat am 30. Januar mit der Vorla­
ge des vor einem halben Jahr angekündigten Förde­
rungsprogramms den Beginn der großtechnischen 
Kohleveredlung angezeigt. Die für 1980 und 1981 zur 
Verfügung stehenden Fördermittel in Höhe von 70 Mill. 
DM für insgesamt 14 Projekte mögen sich zwar relativ 
bescheiden ausnehmen, zu berücksichtigen ist aber, 
daß es sich dabei zunächst um Pilotprojekte handelt.

Fraglich ist allerdings, ob es der finanziellen Spritze 
durch die öffentliche Hand überhaupt noch bedarf, um
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die Kohleveredlung aus dem ,,Labor” zu holen und in­
dustriell zu betreiben. Man hat den Eindruck, als seien 
die von Bonn so gern beschworenen Marktkräfte auf 
dem besten Wege, die Bürokratie zu überholen. Die 
zur Zeit fast täglich gemeldeten Ölpreiserhöhungen 
lassen die Kostenrelationen zwischen Mineralöl- und 
Kohleprodukten ständig schrumpfen, so daß sich die 
jetzt in Angriff genommenen Projekte möglichenweise 
schon bei ihrer Fertigstellung Mitte der achtziger Jahre 
ohne staatliche Hilfe werden wirtschaftlich nutzen las­
sen.

Die Frage nach dem richtigen Einsatz staatlicher 
Subventionen verblaßt allerdings hinter dem gesell­
schaftspolitischen Zündstoff, der sich aus dem Ein­
stieg ins zweite Kohlezeitalter zwangsläufig ergibt. Es 
wird erheblicher Anstrengungen seitens der Politiker 
und der beteiligten Unternehmen bedürfen, um der Be­
völkerung verständlich zu machen, daß die mit der 
Kohletechnologie verbundenen Umweitprobleme im 
Interesse einer sicheren Energieversorgung in Kauf 
genommen werben müssen, und zwar nicht anstelle 
der Probleme der Kernenergienutzung, sondern zu­
sätzlich. Das vom Forschungsminister anvisierte „fre i­
mütige Gespräch” mit der Bevölkerung deutet darauf 
hin, daß die Regierung -  eingedenk der Erfahrungen 
mit der Kernenergie -  ihrerseits alles tun wird, um die 
Auseinandersetzung von Anfang an auf ihren sachli­
chen Kern zu begrenzen. ma

USA

Vor schwierigen Zeiten

W ie festgefahren der amerikanische Wirtschaftskar­
ren ist, läßt sich besser noch als aus der letztjährigen 
Entwicklung aus Prognosen ablesen. Ein Beispiel hier­
für bietet der Wirtschaftsbericht, den der amerikani­
sche Präsident Ende Januar im Kongreß vorlegte. 
Nicht nur, daß sich die bereits für 1979 erwartete Re­
zession nun wohl in diesem Jahr durchsetzen und die 
Teuerungsrate wiederum deutlich über der 10 % -Mar­
ke bleiben wird, auch die Rückkehr zu einer günstige­
ren Zielkonstellation wird nach Einschätzung der ame­
rikanischen Regierung viel länger auf sich warten las­
sen als ursprünglich vermutet. Sollten die im Hum- 
phrey-Hawkins Act genannten Zielvorgaben, nämlich 
eine Arbeitslosenquote von 4 % und eine Preisan­
stiegsrate von 3 %, zunächst bis 1983 erreicht wer­
den, so hält jetzt die Administration diese Werte erst 
1985 bzw. 1988 für realisierbar.
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Nach den Fehlschlägen der Stabilisierungspolitik im 
vergangenen Jahr ist diese Einschätzung kaum als zu 
pessimistisch zu bezeichnen. Sie soll den wachstums­
gewöhnten Amerikanern zweifellos auch deutlich ma­
chen, daß schwierige Jahre ins Haus stehen. Allein 
schon weitere kräftige Energiepreissteigerungen wer­
den in den nächsten Jahren in fast allen Ländern stän­
dig neue Stabilisierungsaufgaben schaffen. Für die 
USA kommt erschwerend hinzu, daß die Anpassung 
der heimischen Energiepreise ah das Weltmarkt­
preisniveau erst teilweise erfolgte und insofern erheb­
licher „Nachholbedarf” besteht.

Ohnehin ist der Zeitbedarf für eine Stabilisierung um 
so größer, je stärker die Inflationsmentalität ist. Diese 
scheint in den USA jedenfalls gegenwärtig besonders 
ausgeprägt: Die Sparquote sank auf einen histori­
schen Tiefstand. Die budgetpolitischen Stabilisie­
rungsmöglichkeiten sind indes beschränkt, nachdem 
die geplanten Rüstungsausgaben kräftig aufgestockt 
wurden. Die Inflationsmentalität dürfte dadurch noch­
mals gestärkt werden. Es ist daher recht wahrschein­
lich, daß die Preisentwicklung sich nur allmählich und 
nicht ohne Rückschläge auf den Projektionswert zube­
wegt. wt

RGW

Viele Probleme

D ie  europäischen RGW-Staaten stehen in zunehmen­
dem Maße vor ernsthaften wirtschaftlichen Schwierig­
keiten, die sich unter anderem in einem niedrigeren 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum dokumentieren. 
Einige RGW-Länder müssen gegenwärtig -  im Ver­
gleich zu den Vorjahren — deutlich sinkende Zuwäch­
se des Sozialprodukts und der industriellen Produktion 
hinnehmen. Allerdings sind nicht alle Länder gleich 
stark von dieser Entwicklung betroffen. Mit voraus­
sichtlich weniger als 2 % wird Polen 1979 die niedrig­
ste Zuwachsrate des Sozialprodukts seit dem Krieg 
aufweisen, während Bulgarien ein Plus von 6,5 % er­
zielen konnte.

Besonders in Polen gibt auch die Energiesituation 
Anlaß zur Sorge. Seit 1975 ist ein beängstigend stei­
gendes Energiedefizit zu bekämpfen. Die Ursachen 
hierfür müssen vor allem im zu langsamen Ausbau der 
Elektrizitätswerke gesehen werden, der mit der kräfti­
gen Ausweitung des Produktionspotentials in der er­
sten Hälfte der siebziger Jahre nicht Schritt halten 
konnte.

Zusätzlich erschwert wird die Situation durch infla­
tionäre Prozesse: so betrug z. B. in Ungarn die Preis­
steigerung für Konsumgüter 1979 durchschnittlich 
9 %. Da sich die Sowjetunion in den letzten Jahren im­
mer stärker am Weltmarktpreisniveau orientiert, haben 
die höheren Rohstoffpreise innerhalb des RGW haupt­
sächlich die rohstoffärmeren Länder getroffen, die von 
Lieferungen aus der UdSSR abhängig sind. Als eine 
Reaktion hierauf muß wohl der Vorschlag der DDR 
verstanden werden, in Zukunft durch eine Preisreform 
im RGW möglichst viele Preise unabhängig vom Welt­
markt vertraglich festzusetzen. sr

UNIDO III

Signale gesetzt

D e r dritten Generalkonferenz der UN-Organisation für 
industrielle Entwicklung (UNIDO) in Delhi haben Politi­
ker und Entwicklungsländer-Fachleute großes Ge­
wicht beigemessen. Diese Veranstaltung war die letz­
te große Konferenz der Vereinten Nationen vor der 
Sondersitzung der Generalversammlung, bei der die 
Strategie für die nächste Entwicklungsdekade verab­
schiedet werden soll.

Die Ergebnisse aus Delhi lassen jedoch für diese 
Generalversammlung wenig Gutes ahnen. Die von 
den Entwicklungsländern eingebrachten ,,New Delhi 
Declaration and Plan of Action” sind zwar mit 83 gegen 
22 Stimmen westlicher Industrieländer beschlossen, 
doch bedeutet die Venweigerung der westlichen Indu­
strieländer das Aus für den im Aktionsplan geforderten 
und von den Entwicklungsländern als zentral angese­
henen globalen Industrialisierungsfonds. Die Zustim­
mung des Ostblocks zur Deklaration als Ganzes kann 
kein Ersatz sein, da diese Staaten dem Fonds eben­
falls ablehnend gegenüberstehen.

Das harte Gegenhalten dürfte allen Parteien als not­
wendig erschienen sein, um die Diskussionen der UN- 
Sondersitzung im August über die Strategie für die drit­
te Entwicklungsdekade schon rechtzeitig in die jeweils 
gewünschte Richtung zu lenken. Alle Staaten sahen 
anscheinend in der Konferenz von Delhi eine gute Ge­
legenheit, um entsprechende Signale in ihrem Sinne 
zu setzen. Daß dabei kßjn Ergebnis zustande kam, 
kann auch produktiv wirken: Industrie- und Entwick­
lungsländer müssen sich zusammenraufen, wenn der 
Dialog fortgesetzt werden soll. Daß dies notwendig ist, 
ist auch nach dem Scheitern der Verhandlungen in 
Delhi noch nicht umstritten. mk

62 WIRTSCHAFTSDIENST 1980/11


